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SPRUCH 
 

Man merkt nie, was schon getan wurde; man sieht im-
mer nur das, was noch zu tun bleibt. 
Marie Curie; 1867 – 1934, polnische Chemikerin und Physikerin  

 
 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  
Rückzahlung von Fortbildungskosten 

In einem vor dem Bundesarbeitsgericht verhandelten Fall war 

eine Frau in einem Steuerbüro vom 1.4.2014 bis zum 

30.6.2020 als Buchhalterin tätig. Ende 2017 schlossen sie und 

ihr Arbeitgeber einen Fortbildungsvertrag mit u.a. folgendem 

Inhalt: Die Arbeitnehmerin nimmt in der Zeit vom 1.8.2017 bis 

31.3.2019 an Fortbildungsmaßnahmen (Lehrgang zur Vorberei-

tung auf die Steuerberaterprüfung 2018/2019) teil, die auf den 

Erwerb des Berufsexamens Steuerberater vorbereiten. Die För-

derung soll insgesamt bis zu 10.000 € betragen. Das in An-

spruch genommene Förderbudget sollte u.a. zurückzuzahlen 

sein, wenn die Angestellte das Examen wiederholt nicht ablegt. 

Sie trat weder 2018 noch 2019 und 2020 zum Examen an und 

kündigte mit Schreiben vom 14.5.2020 das Arbeitsverhältnis 

zum 30.6.2020. Der Arbeitgeber verlangte die Rückzahlung der 

ausgelegten Fortbildungskosten. 

Einzelvertragliche Vereinbarungen, nach denen sich ein Arbeit-

nehmer an den Kosten einer vom Arbeitgeber finanzierten Aus-

bildung zu beteiligen hat, soweit er die Fortbildung nicht been-

det, sind grundsätzlich zulässig. Sie benachteiligen den Arbeit-

nehmer nicht generell unangemessen.  

 
 



 

 

Es ist jedoch nicht zulässig, die Rückzahlungspflicht schlechthin 

an das wiederholte Nichtablegen der angestrebten Prüfung zu 

knüpfen, ohne die Gründe dafür zu betrachten. Es müssen je-

denfalls praktisch relevante Fallkonstellationen, in denen die 

Gründe für die Nichtablegung der Prüfung nicht in der Verant-

wortungssphäre des Arbeitnehmers liegen, von der Rückzah-

lungspflicht ausgenommen werden. 

Die Rückzahlungspflicht sollte unabhängig von den Gründen, 

aus denen der Arbeitnehmer die Eigenkündigung ausspricht, 

eintreten. Die Vereinbarung sah damit auch eine Rückzahlung 

in Fällen vor, in denen der Arbeitnehmer das Examen deshalb 

wiederholt nicht ablegt, weil ihm die Fortführung des Arbeits-

verhältnisses aufgrund eines arbeitgeberseitigen Fehlverhaltens 

nicht mehr zumutbar ist und er es deshalb beendet. Es ist un-

angemessen, dem Arbeitnehmer auch für diesen Fall eine 

Rückzahlungsverpflichtung aufzuerlegen. 

 

Die BAG-Richter kamen zu der Entscheidung, dass der Arbeit-

geber keinen Anspruch auf Rückzahlung der ausgelegten Fort-

bildungskosten hatte. Sie benachteiligte den Arbeitnehmer ent-

gegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen und 

war damit unwirksam.  

 

Familienrecht/Erbrecht 

Keine Härtefallscheidung wegen Schwan-

gerschaft aus einer außerehelichen Bezie-

hung 

  
Leben die Ehegatten noch nicht ein Jahr getrennt, so kann die 
Ehe nur geschieden werden, wenn die Fortsetzung der Ehe für 
den Antragsteller aus Gründen, die in der Person des anderen 
Ehegatten liegen, eine unzumutbare Härte darstellen würde. 
 
Die Richter des Oberlandesgerichts Zweibrücken kamen in ei-
nem Fall aus der Praxis zu der Entscheidung, dass eine Ehe-
frau, die aufgrund einer außerehelichen Beziehung ein Kind er-
wartet, sich nicht wegen unzumutbarer Härte vor Ablauf des 



 

 

sogenannten Trennungsjahres scheiden lassen kann. 
 
Dass die Gründe in der Person des anderen Ehegatten liegen 
müssen, soll verhindern, dass sich der Antragsteller auf eigene 
gravierende Unzulänglichkeiten berufen kann.  Gemessen da-
ran hatte der von der Ehefrau gestellte Scheidungsantrag vor 
Ablauf des Trennungsjahres keine Aussicht auf Erfolg. Zwar 
kann im Fall einer Schwangerschaft der Ehefrau die Berufung 
des Ehemannes auf einen Härtegrund zulässig sein, weil nur 
bei Anhängigkeit des Scheidungsverfahrens vor der Geburt des 
Kindes eine vereinfachte Korrektur der Vaterschaft möglich ist. 
Die Ehefrau kann sich hierauf nicht berufen. 
 

 

Sonstiges 

Große Flugverspätung bei einem Mangel an 

Flughafenpersonal 
  

Nach dem Unionsrecht ist eine Fluggesellschaft verpflichtet, für 
eine große Verspätung, d.h. eine Verspätung von mehr als drei 
Stunden, Ausgleichszahlungen zu leisten. Das gilt jedoch nicht, 
wenn sie nachweisen kann, dass die Verspätung auf „außerge-
wöhnliche Umstände“ zurückgeht, die sich auch dann nicht 
hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Maßnahmen 
ergriffen worden wären. 
 
So hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) zu entscheiden, 
ob es sich bei einem Mangel an Flughafenpersonal für die Ge-
päckverladung, der zu einer großen Verspätung eines Fluges 
geführt hat, um einen „außergewöhnlichen Umstand“ handeln 
kann. Der EuGH bejahte dies. Nun ist es Sache des deutschen 
Gerichts bei dem nachfolgenden Sachverhalt zu entscheiden, 
ob hier ein solcher vorlag. Im Jahr 2021 kam es bei einem Flug 
von Köln-Bonn (Deutschland) zur griechischen Insel Kos zu ei-
ner Verspätung von drei Stunden und 49 Minuten. Diese Ver-
spätung war auf mehrere Gründe zurückzuführen, hauptsäch-
lich aber auf einen Mangel an Personal des Flughafens Köln-
Bonn für die Gepäckverladung in das Flugzeug. 
 
Selbst wenn das deutsche Gericht feststellen sollte, dass es 
sich bei dem fraglichen Personalmangel um einen „außerge-
wöhnlichen Umstand“ handelt, wird die für die Gepäckverla-
dung verantwortliche Gesellschaft zur Befreiung von ihrer Ver-
pflichtung zu Ausgleichszahlungen an die Fluggäste Nachweise 
erbringen müssen. Zum einen, dass sich dieser Umstand auch 
dann nicht hätte vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren 
Maßnahmen ergriffen worden wären und zum anderen, dass 
sie gegen dessen Folgen alle der Situation angemessenen Vor-
beugungsmaßnahmen ergriffen hat. 


